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Allgemeine Chronik

Öffentliche Finanzen

Finanzplan und Sanierungsmassnahmen

Nachdem das Parlament in der Sondersession im Mai 2020 Corona-bedingte Kredite
über CHF 16 Mrd. und Verpflichtungskredite über CHF 40 Mrd. gutgeheissen hatte,
machten sich verschiedene Parlamentarierinnen und Parlamentarier Gedanken
darüber, wie diese und die noch erwarteten Covid-19-Ausgaben finanziert werden
könnten. Regula Rytz (gp, BE) schlug vor, die Kosten der Corona-Pandemie durch einen
von 2020 bis 2025 befristeten Solidaritäts-Zuschlag auf Dividenden und
Kapitaleinlagereserven in der Höhe von 2 bis 3 Prozent ihres Wertes zu finanzieren.
Damit sollten diejenigen Unternehmen, die nicht oder nicht stark unter der Pandemie
litten und gar Dividenden ausschütten könnten, einen Solidaritätsbeitrag zugunsten der
stark betroffenen Unternehmen bezahlen. Zudem sei die Massnahme
volkswirtschaftlich sinnvoll, da damit die starke Corona-bedingte Belastung von Bund
und Kantonen etwas gelindert werden könne. Der Bundesrat sprach sich gegen einen
entsprechenden Zuschlag aus, zumal er die Krise mithilfe der bestehenden
Einnahmequellen meistern wolle. Zusätzliche Steuern und Abgaben würden die
Rezession gar noch verschlimmern, befürchtete er. Neben dem Argument, dass für eine
solche Regelung eine Verfassungsänderung nötig wäre, verwies er unter anderem
darauf, dass die Unternehmen die entsprechenden Auszahlungen aufschieben und erst
nach 2025 tätigen könnten. Im Nationalrat, der diese und ähnliche Motionen in der
Frühjahrssession 2022 behandelte, stiess der Vorstoss lediglich bei den Mitgliedern der
SP- und der Grünen-Fraktion auf Zustimmung, er wurde mit 127 zu 66 Stimmen
abgelehnt. 1
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